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Die Unterlassung der Begutachtung 

des Pflegegrades bis zum Tod 
 

Offener Brief an Pascal Hahne vom Widerspruchsausschuss 

der KKH – Kaufmännische Krankenkasse – Pflegekasse 

 
 
Sehr geehrter Herr Hahne 

Ihren Widerspruchsbescheid vom 23.10.2023, den Sie erst sechs Monate nach dem Tod von Frau xxx 
verfasst haben, habe ich für die Kriminalpolizei vollständig gescannt (siehe unten die Seiten 5 bis 8). 

Wie Sie aus den verschiedenen Offenen Briefen an den Vorstandsvorsitzenden Dr. Wolfgang Matz 
von  der Kaufmännischen Krankenkasse (KKH) und Pflegekasse und an den Vorstandsvorsitzenden 
Andreas Klein von dem Medizinischen Dienst Baden-Württemberg (MD BW) und den Offenen Briefen 
an die anderen Beteiligten (Frau Nadin Jahnke, Frau Annika Lenz und Frau Annette Guth) ersehen, 
habe ich angekündigt, dass ich den Fall von der Kriminalpolizei wegen des Verdachts des Verstoßes 
gegen § 323c StGB (Unterlassene Hilfeleistung) und des Verdachts der Falschbeurkundung im Amt 
(§ 348 StGB) bzw. der Urkundenfälschung (§ 274 StGB) prüfen lassen werde (siehe dazu die unten 
auf der Seite 9 aufgelisteten verschiedenen Offenen Briefe einschließlich der Download-Adressen). 

Damit die Kriminalpolizei nicht gegen Sie und Ihre Kollegen (Herr Hissler, Herr Kißner) ermitteln muss, 
empfehle ich Ihnen, Ihren Widerspruchsbescheid vom 23.10.2023 unverzüglich zu korrigieren. 

In dem 3. Offenen Brief an die Herren Andreas Klein und Dr. Wolfgang Matz habe ich geschrieben: 

1. Falschbeurkundung:  Antragsdatum: 13.03.2023 

Frau xxx (weiblich), die im Gutachten vom 27.04.2023 als "Antragsteller" (männlich) bezeichnet wird, 
hat am 13.03.2023 keinen Antrag gestellt. Auch der Bevollmächtigte von Frau xxx hat am 13.03.2023 
keinen Antrag gestellt. Schon in dem Brief an Frau Annika Lenz von der KKH vom 08.06.2023 (siehe 
http://www.chillingeffects.de/kkh-annika-lenz.pdf) habe ich für die Kriminalpolizei festgehalten: 

"Es entspricht offenbar nicht der Wahrheit, wenn Sie, Frau Lenz, behaupten, ich hätte am 13.03.2023 
einen Antrag auf Höherstufung gestellt. Wenn Sie an Ihrer Behauptung festhalten, dann legen Sie bitte 
der Kriminalpolizei diesen Antrag vom 13.03.2023 vor." 

In dem Widerspruchsbescheid vom 23.10.2023 haben die drei Herren Hahne, Hissler und Kißner 
diese Falschbeurkundung im Amt wiederholt, indem sie vorsätzlich wahrheitswidrig behaupten: 

"Der Antrag auf Höherstufung ging der Pflegekasse bei der KKH am 13.03.2023 per Mail ein." 

Da ich am 13.03.2023 weder einen Brief noch eine Email verschickt habe, werden die drei Herren 
Hahne, Hissler und Kißner aufgefordert, diese vorsätzliche Falschbeurkundung im Amt zu korrigieren. 
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In dem Widerspruchsbescheid von Pascal Hahne vom 23.10.2023 (siehe unten) steht auf der Seite 3: 

"Am 14.03.2023 hat die Pflegekasse bei der KKH den MD mit einer Begutachtung beauftragt." ... 
"Frau xxx ist am 14.04.2023 verstorben." ... "Die Begutachtung erfolgte daher per Aktenlage." 

Das ist falsch. Die Begutachtung erfolgte nicht "per Aktenlage", weil Frau xxx am 14.04.2023 starb, 
sondern weil der MD, der vom 14.03. bis 14.04. einen Monat lang Zeit hatte, Frau xxx zu begutachten, 
nach der letzten Begutachtung am 25.03.2019 bis zum Tod sämtliche Begutachtungen verweigerte. 

Im Jahr 2019 haben KKH und MDK mir die Beauftragung mit einer Begutachtung nicht verheimlicht: 

 

Im Jahr 2023 dagegen haben KKH und MD mir bis zum Tod von Frau xxx am 14.04.2023 verheimlicht, 
dass "am 14.03.2023 die Pflegekasse bei der KKH den MD mit einer Begutachtung beauftragt hat". 
Der Vorstandsvorsitzende Andreas Klein hat vom 14.03.2023 bis zum 14.04.2023, also bis zum Tod 
bzw. sprichwörtlich "bis zum Abkratzen" gewartet, um die Kosten der Begutachtung einzusparen. 
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Das Ausstellen unrichtiger Gesundheitszeugnisse ist strafbar (siehe Rechtsprechung zu § 278 StGB, 
z.B. OLG Celle, 27.06.2022, 2 Ss 58/22, bei fehlender persönlicher Untersuchung durch den Arzt). 
Wenn z.B. Herr Pascal Hahne zehn ihm völlig unbekannten Ärzte, die ihn niemals untersucht haben, 
aus dem Telefonbuch heraussucht und anfragt, ob diese Ärzte bereit sind, ohne eine Untersuchung 
ein Gesundheitszeugnis über Herrn Hahne auszustellen, dann wird er genau zehn Absagen erhalten. 
Nur kriminelle Gutachter sind bereit, Gutachten über ihnen völlig unbekannte Personen zu erstellen. 

Während Gutachterin Christina Schwenkschuster die am 14.04.2023 verstorbene Frau xxx tatsächlich 
vor vielen Jahren am 25.03.2019 untersuchte, hat die von dem Vorstandsvorsitzenden Andreas Klein 
bestimmte Gutachterin Michaela Lang die verstorbene Frau xxx niemals gesehen und nie untersucht. 
Nur kriminelle Gutachter sind bereit, Gutachten über ihnen völlig unbekannte Personen zu erstellen. 

Gutachterin Michaela Lang hatte vom 14.03.2023 bis zum 14.04.2023 einen Monat lang Zeit, die am 
14.04.2023 verstorbene Frau xxx zu untersuchen, um ein richtiges Gutachten erstellen zu können. 
Falls das von Gutachterin Michaela Lang erstellte Scheingutachten nicht gegen § 278 StGB verstößt, 
ist es jedenfalls völlig wertlos, weil es nicht auf der erforderlichen Untersuchung von Frau xxx basiert. 

Die Herren Hahne/Hissler/Kißner verschweigen wider besseres Wissen im Widerspruchsbescheid, 
dass diese Scheingutachterin Michaela Lang vom 14.03.2023 bis 14.04.2023 einen Monat Zeit hatte, 
die erforderliche Untersuchung von Frau xxx durchzuführen, um ein richtiges Gutachten zu erstellen. 
Die Scheingutachterin Michaela Lang hat jedoch einen Monat lang bis zum Tod von Frau xxx gewartet, 
um die durch eine Untersuchung von Frau xxx entstehenden Kosten der Begutachtung einzusparen. 

In dem 3. Offenen Brief an die Herren Andreas Klein und Dr. Wolfgang Matz habe ich geschrieben: 

2. Falschbeurkundung:  Steubenstraße 56-58, 69121 Heidelberg 

Für die Kriminalpolizei halte ich fest, dass sich die schwerstpflegebedürftige Frau xxx im März 2023 
knapp zwei Wochen lang (auch zum Zeitpunkt des falsch beurkundeten "Antragsdatum: 13.03.2023") 
in der Heidelberger Universitätsklinik befand und dann in der letzten März-Woche via Liegendtransport 
in ein Altenpflegeheim in der Kleingemünderstraße in 69118 Heidelberg verbracht wurde, wo sie bis zu 
ihrem Tod am 14.04.2023 untergebracht war. Im Personalausweis von Frau xxx steht: 

 

Herr Andreas Klein wird daher aufgefordert, die Falschbeurkundung "Steubenstraße 56-58" zu tilgen. 

Da sich die zwei Herren Klein und Dr. Matz weigerten, die Falschbeurkundung "Steubenstraße 56-58" 
in dem Scheingutachten der Scheingutachterin Michaela Lang zu tilgen, werden die Herren Hahne, 
Hissler und Herr Kißner aufgefordert, die Korrektur dieser Falschbeurkundung im Amt zu veranlassen. 

Andernfalls werde ich von der Kriminalpolizei prüfen lassen, ob die drei Herren Hahne/Hissler/Kißner 
den zwei Vorstandsvorsitzenden Beihilfe zur Falschbeurkundung im Amt leisten. 
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In dem Widerspruchsbescheid von Pascal Hahne vom 23.10.2023 (siehe unten) steht auf der Seite 3: 

"Die Begutachtung durch den MD erfolgte daher per Aktenlage am 27.04.2023." 

Die Begutachtung erfolgte nicht per Aktenlage, weil die Scheingutachterin Michaela Lang, soweit 
ich dies ohne Einschaltung der Kriminalpolizei ermitteln konnte, offenbar keine Akten eingesehen hat. 
Offenbar hat die Scheingutachterin weder bei der Heimleiterin noch bei der Leiterin der Verwaltung 
noch bei den Pflegeschwestern in dem Pflegeheim in der Kleingemünder Straße Akten eingesehen. 
Auch in der Praxis des Hausarztes, ebenfalls in der Kleingemünder Straße, hat die Scheingutachterin 
Michaela Lang offenbar keine Akten eingesehen, so dass mangels Einsicht in die Akten ein Gutachten 
per Aktenlage überhaupt nicht möglich war. Die Behauptung "Begutachtung per Aktenlage" in dem 
Gutachten vom 27.04.2023 der Scheingutachterin Michaela Lang ist also offenbar eine plumpe Lüge. 

Falls die drei Herren Hahne, Hissler und Kißner an ihrer obigen offenbar falschen Aussage festhalten, 
wird die Kriminalpolizei durch Vorladungen und Befragungen den Sachverhalt erforschen müssen. 

Wenn der Medizinische Dienst schon vor dem Tod den Pflegegrad für die schwerstpflegebedürftige 
Frau xxx erhöht hätte, dann wäre Frau xxx am 14.04.2023 nicht gestorben. Die Unterlassung der 
Erhöhung des Pflegegrades vor dem Tod erfüllt den Straftatbestand der unterlassenen Hilfeleistung. 

Ich habe aus Beweisgründen für die Kriminalpolizei viele Fotos von der im Sterben liegenden 
schwerstpflegebedürftigen Frau angefertigt. Die Unterlassung der Begutachtung bis zum Tod beweist, 
dass der Vorstandsvorsitzende Andreas Klein und der Medizinische Dienst Baden-Württemberg den 
Abschaum der Medizin verkörpern. Wenn die Kriminalpolizei die vielen in den Wochen vor dem Tod 
von der sterbenden Frau xxx angefertigten Fotos sieht, wird die Kriminalpolizei mir zustimmen. 

In dem Widerspruchsbescheid von Pascal Hahne vom 23.10.2023 (siehe unten) steht auf der Seite 3: 

 

So äußern sich Menschen, die den Abschaum der Medizin verteidigen. 
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http://www.chillingeffects.de/kkh.htm 
 

Die Unterlassung der Begutachtung 
des Pflegegrades bis zum Tod 

 
Offene Briefe an die Kaufmännische Krankenkasse 

und den Medizinischen Dienst Baden-Württemberg 
 
 

"Angenommen, Frau Guth, Sie hätten eine pflegebedürftige Mutter, und der Zustand Ihrer Mutter hätte 
sich verschlechtert, und angenommen, Frau Guth, Sie bitten den Hausarzt um Untersuchung Ihrer 
Mutter im Pflegeheim, und angenommen, Frau Guth, der Hausarzt untersucht Ihre Mutter nicht, 
sondern verschickt nur einen Selbstauskunftsbogen, und angenommen, Frau Guth, Sie bitten den 
Hausarzt einen Monat lang um Untersuchung Ihrer Mutter, aber der Hausarzt verschickt immer nur 
einen Selbstauskunftsbogen, und angenommen, Frau Guth, Ihre Mutter stirbt nach einem Monat, 
werden Sie dann von der Kriminalpolizei prüfen lassen, ob der Hausarzt die Straftat der unterlassenen 
Hilfeleistung (§ 323c StGB) oder fahrlässigen Tötung (§ 222 StGB) begangen hat?" 

 
 

Offener Brief an den Vorstandsvorsitzenden Dr. Wolfgang Matz von der KKH 

http://www.chillingeffects.de/kkh-wolfgang-matz.pdf 

Offener Brief an Frau Nadin Jahnke von der KKH (Kaufmännische Krankenkasse) 

http://www.chillingeffects.de/kkh-nadin-jahnke.pdf 

Offener Brief an Frau Annika Lenz von der KKH (Kaufmännische Krankenkasse) 

http://www.chillingeffects.de/kkh-annika-lenz.pdf 

Offener Brief an den Medizinischen Dienst Baden-Württemberg (MD BW) 

http://www.chillingeffects.de/kkh-medizinischer-dienst.pdf 

Offener Brief an Frau Annette Guth vom Medizinischen Dienst (MD BW) 

http://www.chillingeffects.de/kkh-annette-guth.pdf 

Offener Brief an den Vorstandsvorsitzenden Andreas Klein vom MD BW 

http://www.chillingeffects.de/kkh-andreas-klein.pdf 

Die Verweigerung der Übersendung von Pflegegutachten. Brief an Andreas Klein 

http://www.chillingeffects.de/kkh-andreas-klein2.pdf 

Falschbeurkundungen. Offener Brief an Andreas Klein und Dr. Wolfgang Matz 

http://www.chillingeffects.de/kkh-andreas-klein3.pdf 

Das Gutachten des Medizinischen Dienstes Baden-Württemberg im Originaltext 

http://www.chillingeffects.de/kkh-md-gutachten.htm 

Offener Brief an Pascal Hahne vom Widerspruchsausschuss der KKH Pflegekasse 

http://www.chillingeffects.de/kkh-pascal-hahne.pdf 

 


